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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 
§ 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. 
I S. 29) und des Artikels 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 21. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 

Grundwehrdienst 

(1) Der volle Grundwehrdienst dauert acht- 
zehn Monate. Er beginnt in der Regel in dem 
Kalenderjahr, in dem der Wehrpflichtige das 
zwanzigste Lebensjahr vollendet. 

(2) Verkürzten Grundwehrdienst, der minde- 
stens einen Monat und höchstens zwölf Monate 
dauert, leisten Wehrpflichtige, die das fünfund- 
zwanzigste, aber noch nicht das fünfunddreißig- 
ste Lebensjahr vollendet haben. Nach Voll- 
endung des fünfunddreißigsten Lebensjahres 
erlischt die Verpflichtung, im Frieden Grund- 
wehrdienst zu leisten. 

(3) Wehrpflichtige können auch vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum verkürzten Grundwehrdienst einberufen 
werden, wenn sie auf Grund der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers der Verteidi- 
gung nidit zum vollen Grundwehrdienst heran- 
gezogen werden oder wenn ihre Einberufung 
zum vollen Grundwehrdienst aus einem der in 
§ 12 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 ange- 
gebenen Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde, die voraussichtlich auch durch eine Zu- 
rückstellung nicht behoben werden könnte. 

(4) Einem Antrag des Wehrpflichtigen, schon 
vor Aufruf seines Geburtsjahrganges zum Grund- 
wehrdienst herangezogen zu werden, soll ent- 
sprochen werden, jedoch nicht vor Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres. Vorzeitig die- 
nende Wehrpflichtige sind in der Regel nur zum 
vollen Grundwehrdienst einzuberufen. 

(5) Wehrpflichtige müssen die Zeit, in der sie 
während des Grundwehrdienstes Freiheitsstrafen, 
disziplinäre Arreststrafen oder Jugendarrest ver- 


büßt haben oder ihrer Truppe oder Dienststelle 
schuldhaft ferngeblieben sind, nachdienen, wenn 
sie mehr als dreißig Tage beträgt." 

2. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 6 

Wehrübungen 

(1) Eine Wehrübung dauert mindestens einen 
Tag und höchstens drei Monate. 

(2) Die Gesamtdauer der Wehrübungen be- 
trägt bei Mannschaften höchstens neun, bei 
Unteroffizieren höchstens fünfzehn und bei Offi- 
zieren höchstens achtzehn Monate. 

(3) Die Gesamtdauer der Wehrübungen ver- 
längert sich bei Wehrpflichtigen, die nach § 5 
Abs. 2 einen verkürzten Grundwehrdienst von 
weniger als zwölf Monaten leisten, um die von 
zwölf Monaten nicht in Anspruch genommene 
Zeit, in den Fällen des § 5 Abs. 3 um die von 
achtzehn Monaten nicht in Anspruch genommene 
Zeit. 

(4) Wehrpflichtige, die nach dem Musterungs- 
ergebnis für den vollen oder den verkürzten 
Grundwehrdienst zur Verfügung stehen, kön- 
nen zu Wehrübungen einberufen werden, wenn 
sie auf Grund der Einberufungsanordnungen des 
Bundesministers der Verteidigung nicht zum vol- 
len oder verkürzten Grundwehrdienst herange- 
zogen werden. In diesem Falle verlängert sich 
die Gesamtdauer der Wehrübungen um die nicht 
in Anspruch genommene Zeit des Grundwehr- 
dienstes. Die Gesamtdauer der Wehrübungen be- 
trägt 

1. bei Mannschaften höchsten siebenund- 
zwanzig, 

bei Unteroffizieren höchstens dreiund- 
dreißig, 

bei Offizieren höchstens sechsunddrei- 
ßig Monate, 

2. sofern die Wehrpflichtigen das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet 
haben, bei Mannschaften höchstens 
einundzwanzig, bei Unteroffizieren 
höchstens siebenundzwanzig, bei Offi- 
zieren höchstens dreißig Monate. 

(5) Nach Vollendung des fünfunddreißigsten 
Lebensjahres dürfen Wehrpflichtige als Mann- 
schaften nur noch zu Wehrübungen von insge- 
samt drei Monaten, Unteroffiziere nur noch zu 
Wehrübungen von insgesamt sechs Monaten 
herangezogen werden. 
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(6) Für Wehrübungen, die als Bereitschafts- 
dienst von der Bundesregierung angeordnet wor- 
den sind, gilt die zeitliche Begrenzung des Ab- 
satzes 1 nicht. Auf die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen nach Absatz 2 bis 5 werden sie nicht 
angerechnet j der Bundesminister der Verteidi- 
gung kann eine Anrechnung anordnen." 

3. In § 18 Abs. 1 Satz 2 ist statt auf § 5 Abs. 5 
Satz 1 auf § 5 Abs. 4 Satz 1 zu verweisen. 

4. § 21 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Wehrpflichtige, die beantragt haben, vor- 
zeitig zum Grundwehrdienst herangezogen zu 
werden, sind in die Einberufungslisten nicht ein- 
zutragen und vorweg einzuberufen." 

5. In § 29 Abs. 6 Satz 2 ist in der Klammer statt auf 
§ 5 Abs. 6 auf § 5 Abs. 5 zu verweisen. 

6. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Sie werden im Frieden nur zu Wehrübun- 
gen herangezogen, deren Gesamtdauer bei 
Mannschaften höchstens drei, bei Unteroffi- 
zieren höchstens sechs und bei Offizieren 
höchstens achtzehn Monate beträgt." 

Satz 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

7. § 42 Abs. Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Gesamtdauer der von ihnen noch zu lei- j 
Stenden Wehrübungen beträgt bei Mannschaften I 
höchstens neun, bei Unteroffizieren höchstens 
fünfzehn und bei Offizieren höchstens achtzehn 
Monate." 

§ 2 

Ubergangsvorschriften 

(1) Bei den Wehrpflichtigen, die im Regelfälle 
am 31. März 1962 nach Ableistung eines zwölf- oder 
sedismonatigen Grundwehrdienstes entlassen wer- 
den müßten, verlängert sich der Grundwehrdienst 
nur um drei Monate. 

(2) Bei den Wehrpflichtigen, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes den Grundwehrdienst nach den bis- 
herigen Bestimmungen abgeleistet haben, und bei 
ungedienten Wehrpflichtigen, die den bereits aufge- 
rufenen Geburtsjahrgängen 1937 (zweite Hälfte) bis 
einschließlich 1939 angehören, verlängert sich der 
volle Grundwehrdienst nicht. Absatz 1 bleibt unbe- 
rührt. 

(3) Bei Soldaten auf Zeit, die für achtzehn Mo- 
nate in ihr Dienstverhältnis berufen worden sind, 
richtet sich die Dauer des vorgeschriebenen 
Grundwehrdienstes im Sinne des § 33 des Bundes- 
besoldungsgesetzes nach den Vorschriften, die im 
Zeitpunkt der Ernennung für sie gegolten haben. 


Artikel II 
§ 1 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten, (Wehrsoldgesetz — 
I WSG) in der Fassung vom 22. August 1961 (Bundes- 
I gesetzbl. I S. 1611) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Soldaten, die Grundwehrdienst leisten, erhalten 
nach Ablauf von zwölf Monaten die Sätze der 
gegenüber ihrem jeweiligen Dienstgrad nächst- 
höreren Wehrsoldgruppe." 

i 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „§ 5 
i Abs. 3" durch die Worte „§ 5 Abs. 2" ersetzt; 

i b) in Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „sechs" 

: durch das Wort „zwölf" ersetzt. 

I 

1 3. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

(1) Der Soldat erhält bei der Entlassung nach 
Ableistung eines ununterbrochenen Grundwehr- 
dienstes von mindestens sechs Monaten oder 
einer unmittelbar anschließenden Wehrübung 
ein Entlassungsgeld. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt nach 
sechsmonatigem Wehrdienst 45 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 60 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Wehrdienst 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

Obergefreiten 200 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 220 Deutsche Mark, 

(3) Haben Familienangehörige des Soldaten 
allgemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld nach 

sechsmonatigem Wehrdienst 75 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 100 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Wehrdienst 
für den Grenadier 300 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

Obergefreiten 330 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 360 Deutsche Mark. 

(4) Wird ein Soldat vor Ablauf von sechs, 
zwölf oder achtzehn Monaten Wehrdienst wegen 
Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich ver- 
ursacht hat, vorzeitig entlassen, so erhält er als 
Entlassungsgeld den Betrag, der für die Entlas- 
sung nach sechs, zwölf oder achtzehn Monaten 
Wehrdienst jeweils vorgesehen ist." 
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§ 2 

Übergangsvorschrift 

(1) Ein Soldat, dessen Grundwehrdienst durch 
Artikel I § 2 Abs. 1 verlängert worden ist, erhält 
bei der Entlassung nach einem fünfzehnmonatigen 
ununterbrochenen Grundwehrdienst 

als Grenadier 

ein Entlassungsgeld von 1 10 Deutsche Mark, 

als Gefreiter oder Obergefreiter 

ein Entlassungsgeld von 120 Deutsche Mark. 

(2) Haben Familienangehörige des Soldaten all- 
gemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlas- 
sungsgeld 

für den Grenadier 180 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

Obergefreiten 200 Deutsche Mark. 

(3) Die Beträge nach den Absätzen 1 oder 2 
werden auch gewährt, wenn der Soldat nach Ablauf 
von mehr als zwölf Monaten Grundwehrdienst we- 
gen Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich ver- 
ursacht hat, vorzeitig entlassen wird. 


Artikel III 

Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der 
zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen und 
ihrer Angehörigen (Unterhaltssicherungsgesetz ■ — 
USG) in der Fassung vom 31. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 661) wird wie folgt geändert: 

In § 2 Nr. 1 wird das Wort „sechs"' durch das Wort 
„zwölf" ersetzt. 


Artikel IV 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes 
bei Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatz- 
schutzgesetz) vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 293) in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
vom 21. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „sechs" durch 
das Wort „zwölf" ersetzt. 

2. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „sechs" durch 
das Wort „zwölf" ersetzt. 


Artikel V 

Änderung des Soldatengesetzes 

§ 56 Abs. 1 Satz 4 des Soldatengesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 28. November 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 853) wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Soldaten, die vor dem 1. Juli 1937 geboren sind 
oder bei Begründung des Dienstverhältnisses eines 
Soldaten auf Zeit das fünfundzwanzigste, aber noch 
nicht das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet 
haben, ist davon auszugehen, daß sie einen ver- 
kürzten Grundwehrdienst von sechs Monaten zu 
leisten haben (§ 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 5 des Wehr- 
pflichtgesetzes)." 

Artikel VI 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Als Mitglied der NATO ist die Bundesrepublik ver- 
pflichtet, für die Verteidigung der westlichen Welt 
einen angemessenen militärischenBeitrag zu leisten. 

Bei der Aufstellung und Ausbildung ihrer Verbände 
konnte die Bundesrepublik den Forderungen nach 
einer vollwertigen Auffüllung der Verbände mit 
geeigneten Soldaten nicht in ausreichendem Maße 
gerecht werden, da die Zahl der freiwillig Länger- 
dienenden (Zeitsoldaten) in den Jahren 1956 bis 
1961 aus verschiedenen Gründen geringer war, als 
1956 angenommen werden konnte. Es ging hierbei 
um junge Freiwillige, nicht um Angehörige der 
früheren Wehrmacht, deren Zahl innerhalb der Bun- 
deswehr nicht mehr erhöht werden konnte. 

Darüber hinaus sind die aufgestellten Verbände 
nicht in dem notwendigen Maße einsatzbereit, da 
die für die Ausbildung der Wehrpflichtigen zur Ver- 
fügung stehende Zeit von zwölf Monaten den stei- 
genden Anforderungen auf technischem Gebiet und 
besonders den Notwendigkeiten der Verbandsaus- 
bildung nicht gerecht wird. 

Für die Ausbildung des einzelnen Soldaten müssen 
hohe finanzielle Aufwendungen gemacht werden. 
Die Verwendung von Steuergeldern für diesen 
Zweck ist aber nur dann in vollem Umfange sinnvoll, 
wenn der Soldat nach Abschluß seiner Ausbildung 
nicht nur wie bisher für kurze Zeit seiner Einheit 
zur Verfügung steht, sondern noch längere Zeit bei 
der Truppe verbleibt. Damit wird die Einsatzbereit- 
schaft der Truppe im erforderlichen Ausmaß erhöht. 
Die längere Grundwehrdienstzeit ermöglicht aber 
auch in der Ausbildungsphase, den Soldaten gerade 
auf dem Gebiete der Pflege der Waffen, Geräte und 
Fahrzeuge und in ihrem Gebrauch gründlicher aus- 
zubilden. Diese gründliche Ausbildung und der nicht 
so häufige Wechsel des Bedienungspersonals wird 
sich auch in der Erhaltung des Materials wirtschaft- 
lich positiv auswirken. Die Beträge für Reparaturen 
und Erneuerungen werden sinken. Darüber hinaus 
wird das innere Gefüge der Bundeswehr gestärkt. 
Die Truppe wächst bei einem längeren Grundwehr- 
dienst mehr zusammen, in den Bereichen der Men- 
schenführung und geistigen Rüstung können wirk- 
samere Anstrengungen gemacht werden. Hierdurch 
wird die Einsatzbereitschaft der Truppe entschei- 
dend beeinflußt. 

Den Planungen lag folgendes Verhältnis der Wehr- 
pflichtigen zu den Längerdienenden zu Grunde: 



Längerdienende 
(Berufssoldaten 
und Soldaten 

Wehrpflichtige 


auf Zeit) 


Heer 

55 V. H. 

45 V. H. 

Luftwaffe 

82 V. H. 

18 V. H. 

Marine 

95 V. H. 

5 V. H. 


Demgegenüber ist das Verhältnis zur Zeit wie folgt: 
Heer 40 v. H. 60 v. H. 

Luftwaffe 61 v. H. 39 v. H. 

Marine 88 v. H. 12 v. H. 

Da sich die Zahl der Längerdienenden nicht wesent- 
lich steigern läßt, kann nur über eine Erhöhung der 
Wehrdienstzeiten die angestrebte Wirkung erreicht 
werden. Ein beträchtlicher Teil der Aufgaben, die 
j bei einer zwölfmonatigen Grundwehrdienstzeit von 
Längerdienenden wahrgenommen werden müssen, 
kann bei einer Grundwehrdienstzeit von achtzehn 
Monaten durch Wehrpflichtige ausgeübt werden. 

Die bisherige zwölfmonatige Dauer des vollen 
Grundwehrdienstes in der Bundeswehr liegt erheb- 
lich unter der Dienstpflicht der Mehrzahl der NATO- 
Staaten, in denen allgemeine Wehrpflicht besteht. 
So hat 

Dänemark eine Dienstpflicht von 16 Monaten; 
Frankreich eine Dienstpflicht von 18 Monaten; 

Griechenland eine Dienstpflicht von 

24 bis 30 Monaten (entsprechend der Waffen- 
gattung); 

Italien eine Dienstpflicht von 

18 Monaten für Heer und Luftwaffe, 

24 Monaten für Marine; 

Norwegen eine Dienstpflicht von 
16 Monaten für Heer, 

18 Monaten für Marine und Luftwaffe; 

Niederlande eine Dienstpflicht von 24 Monaten; 

Portugal eine Dienstpflicht von 
18 bis 24 Monaten für Heer, 

36 Monaten für Luftwaffe, 

48 Monaten für Marine; 

Türkei eine Dienstpflicht von 

24 Monaten für Heer und Luftwaffe, 

36 Monaten für Marine; 

USA eine Dienstpflicht von 24 Monaten. 

Mit der Erhöhung der Wehrdienstzeiten findet nur 
die notwendige Angleichung an die Regelungen der 
Bündnispartner statt. 

Zu Artikel I 
§ 1 

Nummer 1 

ändert den bisherigen § 5. 

Absatz 1 erhöht den vollen Grundwehrdienst von 
zwölf auf achtzehn Monate. Dadurch wird eine we- 
sentliche Steigerung der Verteidigungsbereitschaft 
durch bessere Ausbildung und vermehrte Zahl der 
i verteidigungsbereiten Verbände erreicht. 
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Der bisherige Absatz 2 ist gestrichen, da der ver- 
längerte Grundwehrdienst auf Grund freiwilliger 
Verpflichtung wegen der Erhöhung des vollen 
Grundwehrdienstes auf achtzehn Monate entfällt. 

Absatz 2 setzt die Höchstdauer des verkürzten 
Grundwehrdienstes von sechs auf zwölf Monate 
herauf. In den Fällen, in denen über fünfundzwanzig 
Jahre alte Wehrpflichtige wegen ihrer Berufserfah- 
rung in besonderen Funktionen eingesetzt werden 
sollten, kann nämlich bei verkürztem Grundwehr- 
dienst nur durch eine militärische Ausbildung über 
sechs Monate hinaus, nicht zuletzt im Interesse der 
Wehrpflichtigen selbst, sichergestellt werden, daß sie 
ihre militärischen Aufgaben im Verteidigungsfalle 
als vollwertige Soldaten erfüllen können. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 4. Die 
Streichung des Wortes „können" in Satz 1 hinter 
den Worten „herangezogen werden" berücksichtigt, 
daß es sich bei den Einberufungsanordnungen des 
Bundesministers der Verteidigung um militärfach- 
liche Entscheidungen über die Notwendigkeit der 
Heranziehung bestimmter Kategorien von Wehr- 
pflichtigen handelt. 

Satz 2 ist aus systematischen Gründen in § 6 Abs. 3 
eingearbeitet. 

Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 5. In 
Satz 2 sind die Worte „oder zum verlängerten" ge- 
strichen, da der verlängerte Grundwehrdienst ent- 
fällt. 

Absatz 6 wird Absatz 5. 

Nummer 2 

faßt den § 6 neu. 

Absatz 1 bleibt unverändert. 

Absatz 2 legt grundsätzlich die Gesamtdauer der 
Wehrübungen fest. Die Anhebung der Wehrübungs- 
zeiten für Unteroffiziere ist durch höhere Anforde- 
rungen an den Unterführer bedingt. 

Der bisherige Absatz 3 ist, weil gegenstandslos, ge- 
strichen. 

Absatz 3 beseitigt die im bisherigen Absatz 4 ent- 
haltene Vergünstigung der Wehrpflichtigen über 
fünfundzwanzig Jahre. Die Herabsetzung der 
Wehrübungszeiten muß aus den bereits zu § 5 
Abs. 2 aufgeführten Gründen fortfallen, damit für 
bestimmte Fälle durch fortlaufende Wehrübungen 
die erforderliche Einsatzbereitschaft gewährleistet 
ist. 

Der bisherige § 5 Abs. 4 Satz 2 ist eingearbeitet. 

Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 5. Das 
Wort „können" am Schluß des Satzes 1 ist aus den 
zu § 5 Abs. 3 aufgeführten Gründen gestrichen. Die 
in Satz 3 aufgeführte Gesamtdauer der Wehrübun- 
gen entspricht der Neuregelung der Dienstzeiten. 

Absatz 5 entspricht dem bisherigen Absatz 6. Mit 
Rücksicht auf die an Unteroffiziere zu stellenden 
höheren Anforderungen ist es notwendig, die Ge- 


samtdauer der nach Vollendung des fünfundreißig- 
sten Lebensjahres von ihnen noch zu leistenden 
Wehrübungen heraufzusetzen. 

Absatz 6 entspricht dem bisherigen Absatz 7. Die 
Verweisung in Satz 2 ist geändert, da der bisherige 
Absatz 3 gestrichen ist. 

Nummer 3 

paßt die Verweisung in § 18 Abs. 1 Satz 2 der Neu- 
fassung des § 5 an. 

Nummer 4 

In § 21 Abs. 6 ist der verlängerte Grundwehrdienst 
auf Grund freiwilliger Verpflichtung, da gegen- 
standslos, nicht mehr aufgeführt. 

Nummer 5 

paßt die Verweisung in § 29 Abs. 6 Satz 2 der Neu- 
fassung des § 5 an. 

Nummer 6 

ändert den bisherigen § 36. 

In Absatz 2 Satz 4 ist die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen entsprechend § 6 Abs. 5 festgesetzt, da 
die betroffenen Wehrpflichtigen fast ausnahmslos 
das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben. 
Satz 5 ist, weil gegenstandlos, gestrichen. 

Die Ubergangsvorschrift des Absatzes 4 ist ge- 
strichen. Diese Bestimmung wird mit Ablauf des 
30. Juni 1962 gegenstandslos, da der angesprochene 
Personenkreis dann mit Vollendung des fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahres durch § 5 Abs. 2 erfaßt 
wird. Diese Wehrpflichtigen werden in keinem 
Fall mehr zum vollen Grundwehrdienst herange- 
zogen. 

Nummer 7 

In § 42 Abs. 1 Satz 3 ist die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen für Unteroffiziere entsprechend § 6 Abs. 2 
heraufgesetzt. 

§ 2 

enthält Übergangsvorschriften. 

Absatz 1 

Aus Gründen der Unterbringung und Ausbildung 
ist ein Übergang auf den vollen Grundwehrdienst 
von achtzehn Monaten für alle Wehrpflichtigen, die 
bei Inkrafttreten des Gesetzes Grundwehrdienst 
leisten, nicht möglich. Da die seit Oktober 1961 er- 
höhte Präsenzstärke aufrechterhalten werden muß, 
ist für die zu Januar 1961 einberufenen Wehrpflich- 
tigen anschließend an den Grundwehrdienst eine 
dreimonatige Wehrübung als Bereitschaftsdienst 
vorgesehen. Aus den gleichen Gründen wird für die 
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zu April ‘ 1961 zum Grundwehrdienst von zwölf 
Monaten einberufenen Wehrpflichtigen der Grund- 
wehrdienst um drei Monate erhöht. Das gleiche 
trifft für Soldaten zu, die ab Oktober 1961 verkürz- 
ten Grundwehrdienst leisten. Damit ist der rei- 
bungslose Übergang zum achtzehnmonatigen Grund- 
wehrdienst für die im Juli 1961 und später einge- 
tretenen Wehrpflichtigen sichergestellt. 

Absatz 2 

Wehrpflichtige, die nach den bisherigen Bestimmun- 
gen ihren Grundwehrdienst abgeleistet haben und 
bereits ausgeschieden sind, nachträglich mit der 
Verlängerung des Grundwehrdienstes zu belasten, 
wäre unbillig. Das gleiche gilt für eine in Zukunft 
notwendig werdende Einberufung von Ersatzreser- 
visten, die den bereits aufgerufenen Geburtsjahr- 
gängen 1937 (zweite Hälfte) bis einschließlich 1939 
angehören. 

Absatz 3 

Für Wehrpflichtige, die sich zur Ableistung des 
bisherigen verlängerten Grundwehrdienstes ver- 
pflichtet haben und vor Inkrafttreten dieses Geset- 
zes für achtzehn Monate zu Soldaten auf Zeit er- 
nannt worden sind, soll die Verlängerung des 
Grundwehrdienstes nicht zu besoldungsmäßigen 
Nachteilen führen. Zur Wahrung des Besitzstandes 
muß daher sichergestellt werden, daß sie bereits 
nach Ableistung des bisher für sie vorgeschriebenen 
Grundwehrdienstes von zwölf Monaten bzw. des 
verkürzten Grundwehrdienstes von sechs Monaten 
Dienstbezüge nach dem Bundesbesoldungsgesetz er- 
halten können. Diesem Ziel dient die Regelung in 
Absatz 3, 

Zu Artikel II 
§ 1 

Nummer 1 

Soldaten, die Grundwehrdienst leisten, erhalten in 
der Regel nur Wehrsold. Da der Grundwehrdienst 
um sechs Monate verlängert wird und jeweils nur 
ein Teil der Angehörigen eines Geburtsjahrgangs 
zum Grundwehrdienst einberufen werden kann, er- 
scheint es nicht vertretbar, die durch das Auslo- 
sungssystem für die Ableistung des achtzehnmona- 
tigen Grundwehrdienstes bestimmten Wehrpflichti- 
gen während der gesamten Dauer dieses Grund- 
wehrdienstes nur mit dem Wehrsold ihres Dienst- 
grades abzufinden. Vom dreizehnten Monat des 
Grundwehrdienstes an soll daher der Satz der ge- 
genüber dem jeweiligen Dienstgrad nächsthöheren 
Wehrsoldgruppe gewährt werden. Daneben erhal- 
ten die Soldaten, soweit im Einzelfall die Voraus- 
setzungen gegeben sind, weiterhin die Leistungen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz, 

Nummer 2 Buchstabe a 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung des 
§ 5 des Wehrpfliditgesetzes. 


Nummer 2 Buchstabe b 

Aus der Verlängerung des bisherigen verkürzten 
Grundwehrdienstes von sechs Monaten auf zwölf 
Monate ergibt sich die Notwendigkeit, Soldaten, 
die vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres zu Wehrübungen einberufen werden, 
Übungsgeld nur dann zu gewähren, wenn sie be- 
reits zwölf Monate Wehrdienst (Wehrübungen oder 
verkürzten Grundwehrdienst) geleistet haben. Es 
wäre nicht zu vertreten, wenn die Wehrpflichtigen, 
die vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Le- 
bensjahres nur zu Wehrübungen einberufen wer- 
den, bereits vom siebenten Monat ihres Wehrdienstes 
an Übungsgeld, dagegen die vor Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres verkürzten Grund- 
wehrdienst leistenden Wehrpflichtigen zwölf Mo- 
nate lang nur Wehrsold erhielten. 

Nummer 3 

Die Neufassung der Vorschrift über das Entlas- 
sungsgeld hat sich aus mehreren Gründen als not- 
wendig erwiesen: 

Bei der Entlassung nach Ableistung des achtzehn- 
monatigen Grundwehrdienstes soll in Anbetracht 
der längeren Dienstzeit ein höheres Entlassungsgeld 
gezahlt werden, als es den nach zwölfmonatigem 
Grundwehrdienst ausscheidenden Soldaten gewährt 
wird. Damit sollen diese Soldaten einen Ausgleich 
dafür erhalten, daß von ihnen im Interesse der All- 
gemeinheit eine Dienstleistung für achtzehn Mo- 
nate verlangt und nur ein Teil der wehrdiensttaug- 
lichen Angehörigen ihres Jahrganges zu diesem 
Wehrdienst herangezogen wird. Das Entlassungs- 
geld soll nach dem Dienstgrad und der bisherigen 
Regelung entsprechend nach dem Familienstand ge- 
staffelt sein. 

Wird ein Soldat wegen Dienstuntauglichkeit, die er 
nicht vorsätzlich verursacht hat, vor Ablauf von 
sechs, zwölf oder achtzehn Monaten seines Grund- 
wehrdienstes vorzeitig entlassen, so soll sein Ent- 
lassungsgeld jeweils so bemessen werden, als ob 
er wenigstens sechs, zwölf oder achtzehn Monate 
lang Grundwehrdienst geleistet hätte. Dies ent- 
spricht der Regelung, die bisher nur für die vorzei- 
tige Entlassung vor Ablauf von sechs Monaten ge- 
golten hat. 

Im übrigen konnte nach der bisherigen Regelung 
ein Entlassungsgeld nicht gewährt werden, wenn am 
Entlassungstage Übungsgeld oder Bezüge aus einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis im öffentlichen 
Dienst zugestanden haben. Damit wären die Wehr- 
pflichtigen vom Bezug des Entlassungsgeldes aus- 
geschlossen, die im Anschluß an den Grundwehr- 
dienst entweder freiwillig oder auf Grund einer 
Anordnung der Bundesregierung nach § 6 Abs. 7 
des Wehrpflichtgesetzes eine Wehrübung abge- 
leistet haben. Dieses Ergebnis ist untragbar, da sich 
diese Wehrpflichtigen bei ihrer Entlassung in der 
gleichen Lage befinden wie die Wehrpflichtigen, die 
unmittelbar nach Ableistung des Grundwehrdienstes 
entlassen werden. Diese Einschränkung ist daher in 
der Neufassung der Vorschrift über das Entlas- 
sungsgeld nicht mehr enthalten. 
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§ 2 

Auch die Soldaten, deren zwölfmonatiger Grund- 
wehrdienst nach Artikel I § 2 Abs. 1 um nur drei 
Monate verlängert wird, sollen bei ihrer Entlassung 
ein höheres Entlassungsgeld erhalten, als ihnen nach 
Ableistung eines zwölfmonatigen Grundwehrdien- 
stes gewährt würde. Der vorgesehene Betrag steht 
zu dem Entlassungsgeld für die nach achtzehnmona- 
tigem Grundwehrdienst ausscheidenden Soldaten in 
einem angemessenen Verhältnis. 


Zu Artikel 111 

Die in Artikel II § 1 Nr. 2 Buchstabe b des Entwurfs 
vorgesehene Änderung des Wehrsoldgesetzes erfor- 
dert wegen des bestehenden Zusammenhanges zwi- 
schen dem Übungsgeld und den Leistungen zur 
Unterhaltssicherung eine entsprechende Änderung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes. 


Zu Artikel IV 

Die in Artikel II § 1 Nr. 2 Buchstabe b des Entwurfs 
vorgesehene Änderung des Wehrsoldgesetzes er- 
fordert eine entsprechende Änderung der Vorschrif- 
ten des Arbeitsplatzschutzgesetzes. 


Zu Artikel V 

Nach § 56 Abs. 1 Satz 2 des Soldatengesetzes bleibt 
der Soldat auf Zeit in bestimmten Fällen der vor- 
zeitigen Beendigung seines Dienstverhältnisses in 
der Bundeswehr, soweit er auf Grund der Wehr- 
pflicht hierzu verpflichtet ist. 

Zur Festlegung, von welcher Dauer des Grundwehr- 
dienstes hierbei auszugehen ist, hat Artikel 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
vom 28. November 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 853) 
dem § 56 Abs. 1 des Soldatengesetzes neben dem 
Satz 3 folgenden Satz 4 angefügt: 

„Bei Soldaten, die vor dem 1. Juli 1937 geboren 
sind oder bei Begründung des Dienstverhältnisses 
eines Soldaten auf Zeit das fünfundzwanzigste, aber 
noch nicht das fünfunddreißigste Lebensjahr voll- 
endet haben, ist davon auszugehen, daß sie einen 
verkürzten Grundwehrdienst von drei Monaten zu 
leisten haben (§ 5 Abs. 3, § 6 Abs. 6 und § 36 
Abs. 4 des Wehrpflichtgesetzes)." 


Die Vorschrift legt damit etwa eine Durchschnitts- 
zeit des verkürzten Grundwehrdienstes fest, dessen 
Dauer zwischen einem Monat und sechs Monaten 
beträgt. Die Heraufsetzung der Höchstdauer des 
verkürzten Grundwehrdienstes auf zwölf Monate 
macht aus Gründen der Gleichbehandlung eine Neu- 
festsetzung des Wehrdienstes erforderlich, den ein 
Soldat auf Zeit, der bei seiner Einstellung fünfund- 
zwanzig Jahre alt war und der vorzeitig entlassen 
wird, unter Einrechnung seiner Dienstzeit als Sol- 
dat auf Zeit abzuleisten hat. Der Entwurf sieht des- 
halb hierfür eine Dauer des verkürzten Grundwehr- 
dienstes von sechs Monaten vor. 

Zu Artikel VI 

Der Artikel VI bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes. 


Voraussichtliche Mehrausgaben 
bei Verlängerung des Grundwehrdienstes 
auf achtzehn Monate 

Die jährlichen Mehrausgaben bei Erhöhung des 
Wehrsoldes vom dreizehnten Monat des Grund- 
wehrdienstes an und bei Erhöhung des Entlassungs- 
geldes werden sich für je 10 000 Wehrpflichtige, die 
Grundwehrdienst leisten, auf rd. 1 200 000 DM be- 
laufen. Bei rd. 150 000 Wehrpflichtigen — diese Zahl 
dürfte in den nächsten Jahren kaum überschritten 
werden — würden die Mehrausgaben jährlich rd. 
18 000 000 DM betragen. 

Diesen Mehrausgaben werden gewisse Ersparnisse 
gegenüberstehen. Diese können sich dadurch erge- 
ben, daß es künftig keinen verlängerten Grundwehr- 
dienst mehr geben wird und infolgedessen Soldaten 
auf Zeit mit einer Verpflichtung auf achtzehn Monate 
und mit dem Anspruch auf Dienstbezüge vom drei- 
zehnten Monat an nicht mehr ernannt werden. Der 
Umfang der Ersparnisse läßt sich z. Z. noch nicht 
überblicken. 

Der finanzielle Mehrbedarf für das Haushaltsjahr 
1962, auf das sich die Neuregelung nur zum Teil 
auswirken wird, wird insbesondere davon abhängen, 
in welchem Umfang noch Soldaten auf Zeit mit 
einer Verpflichtung auf achtzehn Monate vorhanden 
sein werden. 


B 



